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Florian Streibl (FW): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Anselm von Canterbury hat 

einen Gottesbeweis angetreten, der so lautete: Ich denke mir etwas, über das hinaus nichts Größeres gedacht 

werden kann. Wie es im Leben so ist, kommen dann die Kritiker. Da gab es einen Mönch Gaunilo, der sagte: Ich 

kann mir auch eine vollkommene Insel denken, aber deswegen existiert sie noch lange nicht. Aus dem Begriff kann 

man nicht sofort auf die Existenz des damit bezeichneten Sachverhaltes schließen. Genauso ist es mit der 

Unabhängigkeit. Nur deswegen, weil man etwas "unabhängig" nennt, muss es noch lange nicht unabhängig sein. 

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und Abge-ordneten der GRÜNEN) 

Das ist das Problem, das ich auch bei dem unabhängigen Landesamt für Datenschutz sehe. Man verpasst diesem 

Amt sozusagen das Label "unabhängig" und damit soll es unabhängig sein. Aber solange es irgendwo in die 

Staatsverwaltung eingebunden ist, besteht nach unserer Auffassung keine völlige Unabhängigkeit, wie es die 

Richtlinie 95/46 der Europäischen Kommission vorsieht. Auch wenn man es schaffen sollte, nahezu unabhängig zu 

arbeiten, befürchte ich trotzdem weiterhin das Dilemma, das hier schon angesprochen wurde. Wir haben zwei 

zuständige Stellen. Die eine Stelle ist für den öffentlichen Datenschutz zuständig, die andere für den 

nichtöffentlichen Datenschutz. Das eine Amt ist in Ansbach, das andere in München. Wir sehen schon seit Langem 

die absolute Notwendigkeit, hier zu einer Einheit zu kommen. Denn, meine Damen und Herren, es geht heutzutage 

nicht mehr nur um den öffentlichen Datenschutz und einen nichtöffentlichen Datenschutz, sondern es geht generell 

um Datenschutz und Datensicherheit. Die Grenzen sind mittlerweile fließend geworden. Wenn nun der Artikel 33 a 

der Verfassung zitiert wird, der das öffentliche Datenschutzrecht regelt, darf man nicht vergessen, dass man 

damals bei der Schaffung des Artikels die Konsequenzen und die Tragweite eines nichtöffentlichen Datenschutzes 

noch nicht erkennen konnte; denn die technischen Voraussetzungen, die heute vorhanden sind, haben damals 

noch nicht bestanden. Aus diesem Grunde muss man diesen Artikel heute eventuell erweitern. Aus dieser 

Sichtweise kann ich den Antrag der SPD unterstützen, da er in die richtige Richtung geht. Man würde die 

Synergien beider Ämter zusammenführen und dadurch Transparenz und Klarheit für den Bürger schaffen. Die 

Bürger wüssten, hier ist die Stelle, die demokratisch legitimiert ist und dorthin könnten sie sich wenden, wenn ihnen 

geholfen werden muss. 

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und des Ab-geordneten Harald Güller (SPD)) 

Alles andere würde durch eine Festzementierung unökonomisch und schüfe eine Bürokratie, die wir nicht brauchen 

können. Man könnte diese Bürokratie abbauen. Deshalb sollten wir den Gesetzentwurf der SPD unterstützen. Der 

Entwurf der Staatsregierung springt nach meiner Meinung zu kurz. Er zementiert einen Zustand, der den aktuellen 

Herausforderungen des Datenschutzes und der Datensicherheit nicht gerecht wird. An dieser Stelle möchte ich 

allen Mitarbeitern aus den Behörden danken, die eine sehr gute Arbeit für den Datenschutz leisten. Es wird dort gut 

gearbeitet. Aber man könnte wahrscheinlich noch besser arbeiten, wenn man zu einer Vereinheitlichung käme. 

Letzten Endes geht es beim Datenschutz auch um den Missbrauch von personenbezogenen Daten unserer 

Bürgerinnen und Bürger, egal, in welchem Bereich, egal ob öffentlich oder nichtöffentlich. Ich nenne nur das 

Internet, Videoaufzeichnungen, Google Street View. Auch der Arbeitnehmerdatenschutz gehört dazu. 

Kundenprofile könnten von Firmen erstellt werden, die dann Werbezwecken dienen. Im Übrigen sind auch die 

Auskunftsdateien nicht aus dem Visier zu nehmen. Das alles bedeutet umfassende Aufgaben für die gesamte 

Gesellschaft. Wenn der einzelne Bürger durch die Datentransparenz immer durchsichtiger wird, was wir so nicht 

haben wollen, wird letzten Endes die Gesellschaft in ihrer Gesamtheit durchsichtig und damit manipulier- und 

steuerbar. Vor diesem Hintergrund ist es eine ganz fundamentale Aufgabe des Staates, korrigierend und 

schützend einzugreifen. Es gilt, sich nicht nur schützend vor den einzelnen Bürger zu stellen, sondern auch die 

gesamte Gesellschaft in Bayern vor Augen zu haben. Ansonsten könnten wir immer stärker durch außerbayerische 

Interessen, die wir nicht haben wollen, fremdbestimmt werden. 

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)  
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Daran sollte auch die Staatsregierung ein fundamentales Interesse haben. Es sollte hier nicht nur ein Gesetz, 

sondern das bestmögliche Gesetz geschaffen werden. Es wäre schön, wenn wir das ganze Gesetz noch etwas 

verbessern könnten und noch mehr für die Bürgerinnen und Bürger in Bayern und die ganze bayerische 

Gesellschaft insgesamt leisteten. 

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN) 


